Stopp Lohndumping und Solidarhaftung jetzt!

Das Bauarbeiterparlament – die Berufskonferenz Bau der Gewerkschaft Unia – hat heute untenstehende Resolution zu Handen des Unia-Kongresses verabschiedet. 

Resolution des Sektors Bau der Gewerkschaft Unia, 15. September 2012:

Stopp Lohndumping und Solidarhaftung jetzt! Sonst ist die Personenfreizügigkeit gefährdet.

Die Personenfreizügigkeit hat für viele Migrantinnen und Migranten in der Schweiz grosse rechtliche und migrationspolitische Fortschritte gebracht.
Gleichzeitig wissen wir, dass es wirksame Schutzmassnahmen braucht, um zu verhindern, dass die Arbeitgeber mit der Personenfreizügigkeit die Arbeitnehmenden gegeneinander ausspielen und die Lohn- und Arbeitsbedingungen verschlechtern.
Heute müssen wir feststellen: Die Arbeitsbedingungen auf dem Bau haben sich dramatisch verschlechtert, die Schutzmassnahmen sind ungenügend, Lohn- und Sozialdumping nehmen zu. Die Firmen nutzen die Krise in Europa und den Boom auf dem Bau in der Schweiz aus, um ausländische Kolleginnen und Kollegen zu Dumping-Löhnen in der Schweiz arbeiten zu lassen.
So geht es nicht mehr weiter. Es braucht einen Ausbau der Schutzmassnahmen: 

· Eine Solidarhaftung, damit sich Lohndumping für Firmen nicht mehr lohnt. 

· Mehr Kontrollen, schärfere Sanktionen und ein Arbeitsverbot für Firmen, welche die Löhne und Arbeitsbedingungen wiederholt missachten. 

· Eine Stärkung der Gesamtarbeitsverträge, indem das SECO von den Vertragspartnern vereinbarte Verträge rasch und ohne bürokratische Hürden allgemeinverbindlich erklärt. 

· Die Möglichkeit, eine sofortige Arbeitseinstellung für Firmen zu verfügen, bei denen ein dringlicher Verdacht auf Lohndumping besteht.

Sollte das Parlament einen Ausbau der Schutzmassnahmen — insbesondere eine Solidarhaftung — ablehnen, dann ist die Unterstützung der Gewerkschaft Unia für eine Weiterführung der Personenfreizügigkeit in Frage gestellt und die Unia behält sich vor, bei der nächsten Gelegenheit ein Referendum zu unterstützen.
Die Unia stellt damit nicht die Personenfreizügigkeit grundsätzlich in Frage. Aber eine Personenfreizügigkeit, welche die Profitinteressen der Unternehmungen über die Interessen der Arbeitnehmenden stellt.
Die Unia unterstützt gleichzeitig eine nationale und interprofessionelle Kampagne zur Regularisierung von Sans-Papiers, die in der Schweiz arbeiten. 
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